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Ziel 

Mobilität bzw. „der Verkehr“ ermöglicht die Verbindung und den Austausch von Menschen, aber 

im Besonderen auch den Austausch von Gütern und Dienstleistungen, und entspricht damit ei-

nem menschlichen Grundbedürfnis. Sie ist notwendige Voraussetzung für die (internationale) 

Arbeitsteilung, die Versorgung der Menschen sowie freien Handel und ist damit Garant für nach-

haltigen Wohlstand. Ein gutes und leistungsfähiges Verkehrsangebot ist deshalb unverzichtbarer 

Bestandteil einer wohlstandsfördernden Standortpolitik.  

Die Verkehrspolitik hat aus Sicht der Zürcher Handelskammer (ZHK) folgendes übergeordnetes 

Ziel zu erfüllen und definiert die dazu nötigen Mittel und Massnahmen: 

Verkehrspolitische Herausforderungen 

Am Ursprung des verkehrspolitischen Handlungsbedarfs sieht die ZHK verschiedene Herausfor-

derungen, die im Folgenden dargelegt werden. 

Herausforderung Kapazität 

Aus Standortsicht sind offene bzw. benutzbare Infrastrukturen von zentraler Bedeutung. System-

überlastungen sind schädlich für den Wirtschaftsstandort Zürich. Die Nachfrage nach Mobilität 

steigt stetig an: durch Bevölkerungswachstum, durch zunehmende Internationalisierung von 

Wirtschaft und Gesellschaft, aber auch durch Wohlstandsgewinne sowie durch eine punktuell 

erhebliche Subventionierung des Verkehrs. Die Digitalisierung führt dazu, dass sich sowohl das 

Konsumverhalten wie auch die Produktions- und Dienstleistungsverfahren verändern, was sich 

ebenfalls mobilitätsfördernd auswirken kann. Es resultiert ein Mobilitätswachstum, das sich ge-

genüber der Bevölkerungszunahme und dem Wirtschaftswachstum überproportional verhält. 

Diese Tatsache ist dann problematisch, wenn sie auf nicht marktgerechten Preisen basiert, z.B. 

weil diese durch Subventionen vergünstigt werden oder weil negative externe Effekte (z.B. CO2-

Ausstoss) nur unzureichend kompensiert werden.  

Die Infrastrukturen sind vermehrt überlastet, was sich u.a. an den Staustunden auf Schweizer 

Nationalstrassen (im Jahr 2015 wurden 22'828 Staustunden gemessen, dieser Wert hat sich ge-

genüber 2005 mehr als verdoppelt) zeigt, oder an den Kapazitätsengpässen an den Tagesspit-

zen im Bahnverkehr und am Flughafen Zürich. Die Staustunden und die Verlangsamung des 

Verkehrs schaden Unternehmen und Arbeitnehmern gleichermassen. Die Kapazitätsengpässe 

haben für den Flughafen die weitere Folge, dass Hubcarrier gewisse Strecken auf andere Dreh-

kreuze im Ausland verlegen, was die Erreichbarkeit der Region Zürich und der ganzen Schweiz 

zu verschlechtern droht. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass Angebot und Nachfrage bei allen Verkehrsträgern in den 

Spitzenstunden zunehmend aus dem Gleichgewicht zu geraten drohen. Es stellt sich deshalb 

die Frage, wie die grosse (und wachsende) punktuelle Nachfrage mit dem (zumindest kurz- bis 

mittelfristig gleichbleibenden) Infrastrukturangebot in Einklang gebracht werden kann. 

Die Mobilität muss gewährleistet sein. Dies gilt für alle räumlichen Dimensionen (regional, 

national und international) und zeitlichen Dimensionen (kurz-, mittel- und langfristig) und 

verlangt eine optimale Erschliessung und Erreichbarkeit des Wirtschaftsraums Zürich. 
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Herausforderung Finanzierung 

Im Verkehrswesen hat sich eine Kostenspirale herausgebildet, in welcher sich (subventionierter) 

Kapazitätsausbau und die wachsende Mobilitätsnachfrage gegenseitig befeuern. Der Finanzie-

rungsdruck für die Verkehrsinfrastruktur steigt mit den zunehmenden Kosten. Neben grossen 

Neubauprojekten und punktuellen Kapazitätsausbauten werden Unterhalt und Instandsetzung 

immer teurer. 

Gegenwärtig scheint die Finanzierung der Verkehrsinfrastrukturen mit dem Bahninfrastrukturfons 

BIF und dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds NAF sowie den kantonalen 

Strassenfonds gesichert. Solange diese Fonds nicht vollständig benutzungsbasiert alimentiert 

werden und der Finanzierungsbedarf dadurch gänzlich gedeckt ist, gilt dies jedoch nicht für die 

lange Frist. Demgegenüber ist der Luftverkehr bzw. der Flughafen Zürich bereits heute über Ge-

bühren finanziert und somit weitgehend selbsttragend. 

Herausforderung Organisation (Ordnungspolitik und Wettbewerb) 

In rechtlicher Hinsicht bestehen im Schweizer Verkehrswesen gewisse wettbewerbsbeeinträchti-

gende Mechanismen, wie z.B. die häufige Leistungsvergabe ohne öffentliche Ausschreibung 

oder im Bereich des Luftverkehrs die restriktive Handhabung mit der fünften Freiheit. 

 

Verkehrspolitische Grundsätze 

Die vorstehend aufgeführten Herausforderungen haben zur Folge, dass das für die Wirtschaft 

zentrale Ziel des Verkehrs nicht, bzw. nicht vollständig, erreicht werden kann. Die Verkehrspolitik 

muss sich deshalb auf eine verbesserte Zielerreichung ausrichten. Nicht alle Ansätze sind aus 

Wirtschafts- und Standortsicht gleichermassen sinnvoll. Folgende verkehrspolitische Grundsätze 

sind für die ZHK massgebend. 

1) Die ZHK pflegt eine ganzheitliche, durch marktwirtschaftliche Grundsätze geprägte Sicht 

gegenüber dem Verkehrswesen. Sie vertritt eine Verkehrsträger- und Technologie-neutrale 

Verkehrspolitik. Einzig Kosten-Nutzen-Abwägungen sollen über die Wahl der Ver-

kehrsträger bzw. der Technologie entscheiden. Ebenso illegitim sind Urteile über den 

Verkehrszweck, d.h. Wirtschafts-, Berufs- und Freizeitverkehr dürfen nicht gegeneinander 

ausgespielt werden. 

2) Die ZHK unterstützt eine transparente und nutzerbasierte Verkehrsfinanzierung, die dem 

Grundsatz der Kostenwahrheit verpflichtet ist. Dies gilt gleichermassen für den Binnen- und 

den Transitverkehr. Fehlanreize im bestehenden System (u.a. die starke Subventionierung) 

sind zu korrigieren. Die Finanzierung ist unabhängig von allfälligen umweltpolitischen sowie 

nachfrageglättenden Lenkungsabgaben sicherzustellen. Der Kostendeckungsgrad der 

subventionierten Verkehrsträger ist generell zu erhöhen. 

3) Die ZHK berücksichtigt die Vollkosten, die der Verkehr verursacht. Sie steht hinter einer 

Kompensation von negativen externen Effekten, insbesondere im Bereich der umweltbe-

lastenden Emissionen. Idealerweise erfolgt diese Kompensation in Verbindung mit Len-

kungsabgaben nach dem Verursacher-Prinzip. Die Umsetzung muss staatsquotenneutral 

erfolgen und der Umfang der externen Effekte muss nach wissenschaftlichen Grundsätzen 

ermittelt werden. Kein Ziel von Lenkungsmassnahmen darf eine Verkehrsreduktion per se 

sein. 
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4) Die ZHK erwartet eine weiterhin steigende Verkehrsnachfrage. Engpässe sind mit einer 

Mischung aus nachfrage- und angebotsseitigen Massnahmen zu beseitigen:  

 Nachfrageglättung: Dort, wo sich die Überlastung in erster Linie auf einzelne Tages-

zeiten beschränkt, befürwortet die ZHK intelligente Preismechanismen zur Nachfra-

geglättung (zeit- und leistungsabhängige Gebühren), wobei es sich um reine, allen 

Verkehrsteilnehmern auf andere Weise zurückerstattete Lenkungsabgaben handeln 

muss. Nutzungsverbote und Steuern lehnt sie hingegen ab. Gleichzeitig unterstützt sie 

freiwillige Massnahmen von Unternehmen wie Home Office, Arbeitszeitverschie-

bungen, organisierte Fahrgemeinschaften usw. Um die relativen Preise zwischen den 

Verkehrsträgern nicht wesentlich zu verändern, sind nachfrageglättende Tarif-

massnahmen gleichzeitig auf Strasse und Schiene einzuführen. 

 Infrastrukturerhalt und -ausbau: Die bestehenden Verkehrsinfrastrukturen müssen 

grundsätzlich bewahrt und unterhalten werden. Der gezielte Ausbau von Infrastruk-

turen wird dort befürwortet, wo eine stetige, tageszeitunabhängige Überlastung be-

steht. Die Priorisierung der einzelnen Vorhaben erfolgt aufgrund von ökonomischen 

Kosten-Nutzen-Analysen und nicht aufgrund von (regional-) politischen Überlegungen. 

Selbstverständlich sind für die ZHK Kapazitätsausbauten in Regionen, auf die sich 

gemäss Raumplanung das Bevölkerungs- oder Wirtschaftswachstum konzentrieren 

soll. Dort muss die Infrastruktur mit der Gebietsentwicklung Schritt halten können. Bei 

sämtlichen beschlossenen Infrastrukturprojekten der öffentlichen Hand ist 

sicherzustellen, dass diese zeitnah umgesetzt und nicht durch mangelnde Planungs- 

und Projektleitungskapazitäten verzögert werden. 

 Flugbetriebskonzept: Für den Flughafen Zürich sind neben einem möglichen Infra-

strukturausbau auch Betriebskonzepte umzusetzen, die während den Tagesspitzen 

eine höhere Kapazität erlauben. 

5) Die ZHK unterstützt und fördert die Digitalisierung im Verkehrswesen. Neue technische 

Möglichkeiten zur Steuerung und Finanzierung des Verkehrs, die ihrerseits eine noch 

bessere Auslastung der bestehenden baulichen Infrastrukturen gestatten, gilt es zu nutzen. 

Hinsichtlich der veränderten Mobilitätsweise und -nachfrage, welche die Digitalisierung 

hervorruft, gilt es grösstmögliche Flexibilität zu wahren, so dass neue Entwicklungen 

adaptiert werden können. Ein besonderes Augenmerk gilt es in Zukunft auf die Chancen 

des automatisierten Verkehrs (selbstfahrende Autos, Busse, Züge, Lieferdrohnen etc.) zu 

richten. Dazu sind die notwendigen rechtlichen und baulichen Voraussetzungen zu 

schaffen, die bspw. die Aufteilung von Fahrspuren für automatisierte und nicht-

automatisierte Fahrzeuge ermöglichen. 

6) Die ZHK vertritt eine Verkehrspolitik gemäss marktwirtschaftlichen und ordnungspolitisch 

kohärenten Grundsätzen. Dies beinhaltet die staatliche Leistungsvergabe per öffentliche 

Ausschreibung ebenso wie die Abschaffung wettbewerbshemmender Regulierungen, wie 

bspw. des Fernbus-Verbots im Inland. Die Erhebung von Lenkungsabgaben aller Art muss 

effizient erfolgen, d.h. der Verwaltungsaufwand ist auf ein Minimum zu beschränken. 

Ebenso gilt es die Abgaben auf ihre Lenkungswirkung zu beschränken, ohne dass damit 

ein fiskalischer Zweck verfolgt wird. 
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7) Die ZHK vertritt eine Verkehrspolitik, die über die Mobilität im engeren Sinne hinausgeht. 

Dies impliziert, dass der Staat bei Standortentscheiden für Schlüsselinfrastrukturen (z.B. 

Schulhäuser) die Auswirkungen auf das Verkehrssystem berücksichtigt. Bauliche Ver-

dichtungen sollen an jenen Orten erfolgen, die verkehrstechnisch bereits gut erschlossen 

sind. Gleichzeitig muss der Staat die rechtlichen Rahmenbedingungen dermassen 

anpassen, dass flexible Arbeitszeitmodelle besser umgesetzt werden können (durch die 

Modernisierung des Arbeitsgesetzes). Dies kann dazu beitragen, die Nachfragespitzen im 

Berufsverkehr zu glätten. 

 

Verkehrspolitische Standpunkte 

Aus den Grundsätzen leitet die ZHK die folgenden verkehrspolitischen Standpunkte für den Wirt-

schaftsraum Zürich ab. 

Öffentlicher Verkehr (öV) 

Nutzerbasierte Finanzierung 

Der Kostendeckungsgrad des öV-Betriebs ist – in mehreren Schritten – zu erhöhen. Langfristi-

ges Ziel ist ein nutzerfinanzierter öV ohne steuerfinanzierte Subventionen. Dazu gilt es in einem 

ersten Schritt, die Finanzströme transparent zu machen.  

Nachfrageglättung durch Tarifsystem 

Die Tarifgestaltung soll tageszeit- bzw. belastungsabhängig erfolgen, um Anreize zu schaffen, 

die eine Nachfrageglättung bewirken. In diesem Sinne gilt es das unbeschränkt gültige Abonne-

ment-Angebot (Dauerfahrkarten) in Richtung abgestufter Tarifklassen weiterzuentwickeln. Das 

SBB-Generalabonnement (GA) und die ZVV-Zonenabos können weiterbestehen, sollen aber 

wesentlich teurer werden. Demgegenüber gilt es neue Tarifkategorien einzuführen, welche die 

Benutzungsdauer gemäss Tagesspitzen einschränken (z.B. Weiterentwicklung bestehender An-

gebote wie Abend-GA für Jugendliche oder 9-Uhr-Pass des ZVV). Auch sind zusätzliche Abon-

nement-Typen zu prüfen, die bspw. eine 25-prozentige oder 75-prozentige Reduktion auf den 

regulären Fahrpreis bewirken (analog zur BahnCard der Deutschen Bahn) und somit das beste-

hende Angebot von Halbtax-Abonnement und GA ergänzen.  

Nachhaltige Entwicklung der Infrastruktur 

Die öV-Knotenpunkte, wie der Hauptbahnhof Zürich, sind zu entlasten. Dies kann bspw. mit Tan-

gentiallinien wie zwischen Altstetten und Oerlikon oder zwischen Altstetten und Enge erfolgen. 

Einzelne Massnahmen sind nach sorgfältiger Kosten-Nutzen Abwägung zu planen. In der Stadt 

sind die Tramtrassen besser von der Strasse abzutrennen oder allenfalls unterirdisch zu führen, 

bspw. gemäss dem Konzept Metro-Tram der ETH Zürich. Dies ermöglicht den Betrieb von 

schnelleren Tramverbindungen. 

Die ZHK befürwortet die Umsetzung diverser Infrastrukturprojekte, die der Engpassbeseitigung 

bzw. schnelleren öV-Verbindungen dienen und mit den verkehrspolitischen Grundsätzen und 

Standpunkten kohärent sind. Einzelne Projekte sind im Anhang aufgeführt. 
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Marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Die Konzessionen für den Betrieb von Buslinien, gegebenenfalls auch S-Bahn- und Tram-Linien 

sind öffentlich auszuschreiben. Gleichzeitig muss den Betreibergesellschaften ermöglicht wer-

den, einen betriebswirtschaftlichen Gewinn zu erwirtschaften, der jedoch mittels Ausschreibever-

fahren minimiert würde. Von einer Intensivierung des Wettbewerbs sind vor allem neue Ideen, 

ein günstigeres Kosten-Nutzen-Verhältnis und punktuell eine Erhöhung der Dienstleistungsquali-

tät zu erwarten. Längerfristig soll der Staat seine Anteile an den Privatbahnen veräussern, d.h. 

diese Gesellschaften sollen durch eine private Eigentümerschaft getragen werden. 

Die Vergabe von Leistungsaufträgen muss nach volkswirtschaftlich effizienten Grundsätzen und 

in einem klaren rechtlichen Rahmen erfolgen (bspw. Auktionsverfahren, das ineffiziente Mono-

polstellungen verhindert). Dies bedingt einen Regulator, der marktwirtschaftlich-liberale Rah-

menbedingungen definiert. Dazu gehört insbesondere ein integriertes Tarifsystem (ein Billett für 

Fernzüge, S-Bahn, Trams, Busse usw.), das heute bereits als regionale Errungenschaft vorliegt. 

Motorisierter Individualverkehr (MIV) und Wirtschaftsverkehr 

Nutzerbasierte Finanzierung 

Mittelfristig sind Betrieb, Ausbau und Unterhalt der Infrastrukturen durch den neu geschaffenen 

NAF und den kantonalen Strassenfonds finanziert. Längerfristig müssen die Strassenverkehrs-

fonds gänzlich benutzungsabhängig alimentiert werden. 

Nachfrageglättung durch verändertes Finanzierungsmodell 

Kurzfristig ist die Einführung einer Mautabgabe bei grösseren Infrastrukturen ohne leichte Umge-

hungsmöglichkeiten zu prüfen. Möglich wäre dies bspw. beim Gotthard-Tunnel oder dem später 

zu realisierenden Seetunnel als südliche Umfahrung der Stadt Zürich. Langfristig ist das heutige 

Finanzierungsmodell durch flächendeckende leistungsabhängige Abgaben mit je nach gefahre-

ner Strecke und Tageszeit unterschiedlichen Tarifen zu ersetzen. Mit den Leistungsabhängigen 

Schwerverkehrsabgaben (LSVA) ist ein erster solcher Ansatz im Güterverkehr bereits vorhan-

den. Zu Hauptverkehrszeiten und auf überlasteten Strecken ist eine Erhöhung der LSVA bei 

gleichzeitiger LSVA-Reduktion bei Nebenverkehrszeiten sowie einer Aufhebung oder Reduktion 

der Nachtfahrverbote vorzunehmen.  

Nachhaltige Entwicklung der Infrastruktur 

Der Kanton Zürich soll über ein flächendeckendes Hochleistungsstrassennetz verfügen. Beste-

hende Lücken sind zu schliessen. Für eine Steigerung der Leistungsfähigkeit auf den Autobah-

nen sind punktuelle Spurausbauten vorzunehmen. Gleichzeitig werden Tempo 30-Zonen auf 

Hauptstrassen und Strassen mit überkommunaler Bedeutung abgelehnt, da sie den Verkehrs-

fluss verlangsamen. 

Zu einer guten Strasseninfrastruktur gehören auch eine ausreichende Anzahl Abstell- und Park-

plätze. Schliesslich wird mit dem starken Wachstum der Elektromobilität ein flächendeckendes 

Netz von Ladestationen immer wichtiger. Es ist nicht Aufgabe des Staates, solche Stationen zur 

Verfügung zu stellen. Dasselbe gilt für die Infrastruktur, die durch neu entstehende Mobilitätsfor-

men (aufgrund von Digitalisierung und neuer Technologien) beansprucht werden. 
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Marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Der Betrieb der Nationalstrassen soll durch eine selbstständige, stärker an den Kundeninteres-

sen ausgerichtete Betreibergesellschaft (analog ASFINAG in Österreich) wahrgenommen wer-

den. Ebenso kann der Strassenunterhalt per Leistungsvergabe an eigenständige Institutionen 

ausgelagert werden.  

Luftverkehr 

Nutzerbasierte Finanzierung 

Die Luftfahrt im Allgemeinen und der Flughafen Zürich im Besonderen finanzieren sich selbsttra-

gend und nutzerbasiert. 

Nachhaltige Entwicklung der Infrastruktur 

Engpässe ergeben sich beim Flughafen Zürich in erster Linie während der Mittagszeit, die für 

den Luftverkehr wie ein Taktknoten bei der Eisenbahn funktioniert (Hub-System). Das Pistensys-

tem am Flughafen Zürich ist seit 40 Jahren unverändert, wobei sich das Verkehrsaufkommen 

verdreifacht hat. Um auch in Zukunft einen effizienten Flughafen betreiben zu können, müssen 

Infrastrukturanpassungen sowie eine moderate Erhöhung der Kapazität in den Spitzenzeiten 

möglich sein. Hierzu muss die Raumplanung dem Flughafen räumliche Entwicklungsperspekti-

ven bieten und die nötigen Sicherungen vornehmen, um mittelfristig effiziente Betriebskonzepte 

nach aviatischen Grundsätzen zu ermöglichen. Zudem müssen die Pisten 28 und 32 verlängert 

werden. Die Wirtschaftsregion Zürich ist schliesslich auf ausreichende Kapazitäten für die Ge-

schäftsfliegerei angewiesen. Die Realisierung eines Geschäftsfliegerei-Flugplatzes in Dübendorf 

wird deshalb unterstützt. 

Marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Fluglärm ist umweltrechtlich gleich zu behandeln wie andere Lärmquellen. Zudem sind hoheitli-

che Sicherheitsaufgaben (insb. zur Terrorismusbekämpfung) durch den Staat und nicht durch 

die Flughafenbetreiber zu tragen. 

Mischformen 

Offenheit gegenüber neuen Fahrdienstanbietern 

Fahrdienstanbieter wie Uber, Lyft usw. werden als Chance zur besseren Nutzung von Verkehrs-

infrastrukturen und Fahrzeugen gesehen. Das kantonale Taxigesetz darf nur für als Taxi ge-

kennzeichnete Fahrzeuge gelten. Für eine kantonale Regulierung von Limousinen-Services wie 

Uber oder Lyft gibt es keinen Bedarf. Gleichermassen steht die ZHK Initiativen zur vernetzten 

Mobilität (z.B. Bike-Sharing in den Innenstädten) positiv gegenüber. 

Offener Markt für Fernbusse 

Die Anbindung der Schweiz an das internationale Fernbusnetz ist weiterhin über einfache Bewil-

ligungen zu steuern. Private Fernverkehrslinien sind zu erlauben, ohne dass eine Pflicht zur In-

tegration in das System des nationalen Direkten Verkehrs (nationaler Tarifverbund) gilt. Entspre-

chend ist das bestehende System mit der Erteilung von Konzessionen abzuschaffen. 
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Weitere Massnahmen 

Auch in anderen Politikbereichen sind die Voraussetzungen zu schaffen, damit die Infrastruktu-

ren gleichmässiger ausgelastet werden können. Bei Standortentscheiden zu Schlüsselinfrastruk-

turen (z.B. Schulhäuser, Amtsstellen, öffentliche Freizeitangebote) muss der Staat sowohl die 

Verkehrsanbindung als auch die Auswirkungen auf das Verkehrssystem berücksichtigen. Die 

dezentrale Einrichtung von Kantonsschulen wird deshalb ausdrücklich unterstützt. Ebenfalls ist 

das Arbeitsgesetz, das stark auf klassische Arbeitsformen des 19. bzw. 20. Jahrhunderts ausge-

richtet ist und mit restriktiven Regeln für die Nacht- und Wochenendarbeit zur Überlastung der 

Infrastrukturen während weniger Stunden beiträgt, anzupassen. 

Innovativen privaten Initiativen im Bereich des automatisierten Verkehrs (z.B. selbstfahrende 

Busse, Lieferdrohnen etc.) oder anderweitigen Innovationen im Transportwesen (z.B. das Unter-

grund-Transportsystem „Cargo Sous Terrain“) steht die ZHK offen gegenüber. 

 

DK / MS / 18.05.2017 
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Anhang 1: Umzusetzende Infrastrukturprojekte 

Die ZHK unterstützt unter anderem die Umsetzung folgender Schienen-Infrastrukturprojekte: 

 Viertes Bahngleis im Bahnhof Stadelhofen 

 Brüttener Tunnel 

 Rosengartentram 

 Limmattalbahn 

 Erweiterung der Glatttalbahn, inkl. Erschliessung des Innovationsparks in Dübendorf 

Die ZHK unterstützt unter anderem die Umsetzung folgender Strassen-Infrastrukturprojekte: 

 Oberlandautobahn 

 Engpassbeseitigung Andelfingen-Winterthur Nord 

 Rosengartentunnel 

 Umfahrungen Eglisau / Grüningen / Bassersdorf Süd 

 A51 Kloten-Bülach 

 Autobahnzubringer A4 Obfelden / Ottenbach 

 Winterthur, Erschliessungsprojekte Neuhegi / Grüze 

Die ZHK unterstützt unter anderem die Umsetzung folgender Flugverkehr-Infrastrukturprojekte: 

 Verlängerung der Pisten 28 und 32 am Flughafen Zürich 

 Einrichtung eines Flugplatzes für Geschäftsfliegerei in Dübendorf 

 

Anhang 2: Mitglieder der ad hoc Arbeitsgruppe Verkehr 

Mario Senn, Leiter Wirtschaftspolitik, Zürcher Handelskammer (Leitung) 

Patrik Burri, Direktor im Bereich Umwelt-Strategie und Nachhaltigkeit, Credit Suisse 

Joana Filippi, Leiterin Public Affairs, Flughafen Zürich AG 

Dr. Christoph Juen, Präsident, Union of European Chambers of Commerce (UECC) 

Lukas Kots, Leiter Produktmanagement Motorfahrzeug und Schiff, Zürich Versicherung 

Nils Planzer, CEO / Verwaltungsratspräsident, Planzer Transport AG 

Dr. Paul Schneeberger, Redaktor Verkehr, Post, Raumordnung und öffentlicher Dienst, Neue 

Zürcher Zeitung 

Claude Sulser, Head Human Resources & Corporate Communications, Steiner Gruppe 

David Karrer, Mitarbeiter Wirtschaftspolitik, Zürcher Handelskammer (Sekretariat) 


